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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. bringt seine Enttäuschung darüber zum Ausdruck, dass die Kommission wiederholte 

Aufforderungen des Parlaments ignoriert hat, für das Europäische Semester eine 

umfassende demokratische Legitimation herzustellen, beginnend mit der Umwandlung 

des Jahreswachstumsberichts in jährliche Leitlinien für nachhaltiges Wachstum, die in 

einem Format vorgelegt werden, das es dem Parlament ermöglicht, Änderungen 

vorzuschlagen, und mit dem gewährleistet wird, dass ein transparentes interinstitutionelles 

Beschlussfassungsverfahren zu gemeinsam abgestimmten politischen Leitlinien führt; 

fordert die Kommission auf, künftig ehrgeizigere Jahreswachstumsberichte mit 

wachstumsbezogenen Orientierungshilfen vorzulegen und umfassendere Leitlinien für die 

einzelstaatlichen, regionalen und lokalen Behörden einzubinden; hebt hervor, dass die 

einzelstaatlichen Parlamente und regionalen sowie lokalen Behörden nur einen sehr 

begrenzten Zugang zum Prozess des Europäischen Semesters haben, obwohl ihr Beitrag 

und ihre Beteiligung notwendig sind, um die Aussichten auf Verwirklichung der Ziele der 

Strategie Europa 2020 zu verbessern; 

2. ist zutiefst besorgt darüber, dass die Langzeitarbeitslosigkeit innerhalb der EU selbst 

einige Jahre nach dem Beginn der systemischen Krise weiter ansteigt und von einer 

alarmierend hohen Jugendarbeitslosigkeit, einem zunehmenden Armutsrisiko und einer 

stärkeren Gefahr der sozialen Ausgrenzung begleitet wird, wobei keine Aussichten auf 

eine unmittelbare Verbesserung bestehen; 

3. fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die Regionen nachdrücklich auf, 

entschiedenen Maßnahmen gegen die hohe Arbeitslosigkeit in der EU Priorität 

einzuräumen; 

4. betont, dass die Kommission bestimmte lokale, regionale und einzelstaatliche Tendenzen 

und mögliche Fehler in ihren Vorausschätzungen, die Grundlage für den 

Jahreswachstumsbericht sind, stärker berücksichtigen sollte; 

5. stellt fest, dass die Kohäsionspolitik als wichtiges Investitionsinstrument der EU, das im 

Rahmen der Strategie Europa 2020 von wesentlicher Bedeutung ist und genau auf die 

lokalen, regionalen und einzelstaatlichen Investitionsbedürfnisse ausgerichtet ist, sowohl 

zur Verringerung der Ungleichgewichte zwischen den Regionen als auch zum 

wirtschaftlichem Aufschwung der Mitgliedstaaten und zur Schaffung von nachhaltigem 

Wachstum und von Beschäftigung in den Mitgliedstaaten und der Union insgesamt 

beiträgt; stellt fest, dass die Kohäsionspolitik so zu einem der besten verfügbaren 

Instrumente wird, um für eine mit möglichst vielen neuen Arbeitsplätzen verbundene 

wirtschaftliche Erholung zu sorgen, wie es die Europäische Kommission im 

Jahreswachstumsbericht 2013 vorsieht; ist in diesem Zusammenhang der Ansicht, dass 

Einschnitte bei den Mitteln der Kohäsionspolitik mit sehr negativen Folgen für die Ziele 

der Strategie Europa 2020 verbunden wären, und fordert daher im neuen 

Programmplanungszeitraum eine angemessene Mittelausstattung der Kohäsionspolitik, die 
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zumindest dem für den derzeitigen Programmplanungszeitraum 2007–2013 festgelegten 

Umfang entspricht und weiterhin alle Regionen der EU umfassen muss; 

6. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür Sorge zu tragen, dass die 

regionale Politik auch weiterhin eine wichtige Rolle bei der Ausarbeitung einzelstaatlicher 

Programme innerhalb des Europäischen Semesters spielt und ein wichtiges Instrument für 

die Verwirklichung der gesetzten mittel- und langfristigen Ziele in den Bereichen 

Sozialpolitik und Beschäftigung ist; 

7. weist darauf hin, dass die Strukturfonds und der Kohäsionsfonds aufgrund ihres 

finanziellen Umfangs und der von ihnen verfolgten Finanzziele in Zeiten äußerst knapper 

Haushaltsmittel und eingeschränkter Darlehenskapazitäten des Privatsektors ein wichtiges 

den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehendes Instrument zur Ankurbelung der Wirtschaft 

sind und dazu beitragen, die in der Strategie Europa 2020 dargelegten Wachstums- und 

Beschäftigungsziele zu verwirklichen; betont in diesem Zusammenhang, dass die 

Kohäsionspolitik in Anbetracht ihres hohen Stellenwerts bei der Ausarbeitung 

einzelstaatlicher Programme im Rahmen des Europäischen Semesters ein Schwerpunkt 

des Jahreswachstumsberichts sein sollte und einen Beitrag zur jährlichen Aussprache über 

Wachstum und Beschäftigung in der EU leisten sollte; 

8. fordert die Kommission und den Rat auf, sich auf konkrete Maßnahmen zu einigen, mit 

denen den Besonderheiten Rechnung getragen und die Teilnahme und Einbeziehung von 

einzelstaatlichen, regionalen und lokalen Behörden, Sozialpartnern und der 

Zivilgesellschaft in die Formulierung und Anwendung nachhaltiger politischer Leitlinien 

im Rahmen des Jahreswachstumsberichts verbessert wird, damit mehr Verantwortung für 

die Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020 übernommen wird; stellt fest, 

dass die Anwendung eines Ansatzes der Politikgestaltung auf verschiedenen Ebenen nicht 

mit einer Zunahme des Verwaltungsaufwands für die Endbegünstigten verbunden sein 

sollte;  

9. erachtet es als wesentlich, dass die Kohäsionspolitik durch ihre Anpassungsfähigkeit an 

die auf lokaler, regionaler und einzelstaatlicher Ebene ermittelten konkreten 

Gegebenheiten und Bedürfnisse zur Verringerung der internen Unterschiede bei der 

Wettbewerbsfähigkeit und der strukturellen Ungleichgewichte beiträgt; begrüßt in diesem 

Zusammenhang die Initiative der Kommission, nicht zugewiesene Mittel aus den 

Strukturfonds wenn möglich zugunsten von Energieeffizienz, Beschäftigung junger 

Menschen und KMU umzuwidmen, da diese bei der Verwirklichung der Ziele der 

Strategie 2020 wichtig sind; ersucht darum, angemessen über die Umsetzung dieser 

Initiative auf einzelstaatlicher Ebene auf dem Laufenden gehalten zu werden; 

10. begrüßt die Tatsache, dass die Kommission im Jahreswachstumsbericht für 2013 

anerkennt, dass eine zusätzliche Ausweitung der Verwaltungskapazitäten erforderlich ist, 

um eine raschere Verteilung nicht zugewiesener Strukturfondsmittel sicherzustellen; weist 

darauf hin, dass diesbezügliche Bemühungen auf die Behörden der einzelstaatlichen, 

regionalen und lokalen Ebene ausgerichtet werden sollten; betont, dass eine schnellere 

Auszahlung nicht zugewiesener Strukturfondsmittel zur Stärkung der Liquidität auf den 

Märkten beitragen kann; 

11. stimmt mit der Kommission überein, dass innovative Finanzinstrumente der Union als 
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Katalysatoren für gezielte Investitionen dienen und in Bezug auf den EU-Haushalt einen 

Multiplikatoreffekt haben und das Wachstumspotenzial der EU steigern können; fordert 

die Kommission unter diesem Gesichtspunkt auf, den Mitgliedstaaten und Regionen 

ausführliche Informationen und Orientierungshilfen bezüglich der verbesserten 

Anwendung von Finanzinstrumenten im Rahmen der Kohäsionspolitik während des 

Jahres 2013 und während des zukünftigen Programmzeitraums (2014–2020) zur 

Verfügung zu stellen; fordert die Mitgliedstaaten auf, sich der Kommission anzuschließen 

und auch in ihren jeweiligen einzelstaatlichen Reformprogrammen klar darzulegen, wie 

sie die Mittel aus den Strukturfonds einsetzen wollen, um wachstums- und 

beschäftigungsfördernde Maßnahmen durch den Einsatz von Finanzinstrumenten zu 

unterstützen; 

12. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich mit der niedrigen Beteiligung 

benachteiligter Personengruppen, einschließlich Menschen, die einer Minderheit 

angehören (z. B. Roma), aus den ärmsten Kleinstregionen stammen oder mit einer 

Behinderung leben, zu befassen; 

13. nimmt die Bedeutung der gestiegenen Darlehenskapazität der EIB zur Kenntnis und 

empfiehlt, dies an die Prioritäten der EU anzugleichen, die sich auf die Beseitigung 

regionaler Ungleichgewichte konzentrieren; fordert die Kommission auf, von den 

Mitgliedstaaten zu verlangen, dass diese einen Teil ihrer Strukturfondszuweisungen 

darauf verwenden, das Risiko bei EIB-Krediten teilweise zu übernehmen und 

Darlehensgarantien für KMU und Kleinstunternehmen zur Verfügung zu stellen, um auf 

diese Weise der Wirtschaftstätigkeit in allen Sektoren und Regionen zu fördern, für 

weitere Beschäftigungsmöglichkeiten zu sorgen und den mangelnden Zugang zu Krediten, 

der die KMU derzeit behindert, zu beheben; 

14. stellt fest, dass der demografische Wandel deutliche Auswirkungen auf die Bereitstellung 

einer sozialen Infrastruktur hat und für alle Generationen innerhalb der EU eine echte 

Herausforderung darstellt; betont in diesem Zusammenhang, dass der Stellenwert der 

Kohäsionspolitik bei der Bewältigung demografischer Herausforderungen im Bericht der 

Kommission stärker berücksichtigt werden sollte; 

15. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Strukturfonds durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik 

umfassend auszuschöpfen, um die Beschäftigungsfähigkeit aller Altersgruppen zu 

verbessern, ein längeres Arbeitsleben zu ermöglichen und die strukturelle Arbeitslosigkeit 

sowie die Langzeitarbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen; betont in dieser Hinsicht, dass 

für angemessene Investitionen sowohl in finanzielle Beihilfen als auch 

Schulungsmaßnahmen gesorgt werden sollte, damit einzelstaatliche und regionale 

Verwaltungen ihre Fähigkeiten und Kapazitäten sowie ihr Wissen über die 

Rechtsvorschriften zu den Strukturfonds und dem Kohäsionsfonds verbessern können; ist 

der Auffassung, dass die Kommission umgehend eine „Europäische Jugendgarantie“ 

vorschlagen sollte, um die Situation für junge Menschen ohne Beschäftigung, Ausbildung 

oder Weiterbildung tatsächlich zu verbessern, und dass sie eng mit den Mitgliedstaaten 

zusammenarbeiten sollte, damit ein Teil der nicht zugewiesenen Mittel aus den 

Strukturfonds für die Bekämpfung der Jungendarbeitslosigkeit, auch unter 

Berücksichtigung junger Menschen in ländlichen Regionen und deren unternehmerischen 

Möglichkeiten, eingesetzt wird, um Landflucht zu verhindern. 
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